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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 
1. Erbschaftsteuer: Parkhaus kein begünstigtes Verwaltungsvermögen 

Urteil vom 28.02.2024, Az: II R 27/21  

2. Mittelbare Anteilsvereinigung bei einer zwischengeschalteten Personengesell-
schaft ("RETT-Blocker") 
Urteil vom 28.02.2024, Az: II R 7/22  

3. Kindergeld: Rückwirkende Auszahlung  
Urteil vom 25.04.2024, Az: III R 27/22  

4. Kindergeldfestsetzung: Keine Bindung an eine den Verlust des Freizügigkeits-
rechts feststellende Entscheidung der Ausländerbehörde 
Urteil vom 25.04.2024, Az: III R 36/23  

5. Konkurrentenklage: Beigeladener Steuerpflichtiger ist Dritter im Sinne des § 
86 Abs. 1 FGO 
Beschluss vom 29.05.2024, Az: V S 15/22  

6. Termingeschäfte: Verfassungsmäßigkeit der Verlustverrechnungsbeschrän-
kung 
Beschluss vom 07.06.2024, Az: VIII B 113/23 (AdV)  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Erbschaftsteuer: Parkhaus kein begünstigtes Verwaltungsvermögen 

Urteil vom 28.02.2024, Az: II R 27/21 
1. Im Rahmen eines Parkhausbetriebs Dritten zur Nutzung überlassene Parkplätze stel-
len erbschaftsteuerrechtlich nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen dar. Eine ein-
schränkende Auslegung der entsprechenden Normen ist weder aus systematischen 
noch aus verfassungsrechtlichen Gründen geboten. 
 
2. Die Entscheidung des Gesetzgebers, bestimmte Nutzungsüberlassungen von Grund-
stücken nicht als schädliches Verwaltungsvermögen zu qualifizieren, ist durch seinen 
weiten Entscheidungs- und Gestaltungsspielraum gedeckt. 
  
 

  
2. Mittelbare Anteilsvereinigung bei einer zwischengeschalteten Personengesell-

schaft ("RETT-Blocker") 
Urteil vom 28.02.2024, Az: II R 7/22 
1. Bei einer zwischengeschalteten Personengesellschaft, die unmittelbar oder mittelbar 
an einer grundbesitzenden Gesellschaft beteiligt ist, ist als Anteil im Sinne von § 1 
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Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 des Grunderwerbsteuergesetzes --wie bei einer zwischenge-
schalteten Kapitalgesellschaft-- die Beteiligung am Gesellschaftskapital und nicht die 
sachenrechtliche Beteiligung am Gesamthandsvermögen maßgebend (Anschluss an 
Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 27.09.2017 - II R 41/15 , BFHE 260, 94, 
BStBl II 2018, 667). 
 
2. Die rückwirkende Anwendung des BFH-Urteils vom 27.09.2017 - II R 41/15 
(BFHE 260, 94, BStBl II 2018, 667) auf einen Anteilserwerb im Jahr 2012 verstößt 
nicht gegen Art. 20 Abs. 3 des Grundgesetzes , da kein schutzwürdiges Vertrauen des 
Steuerpflichtigen in die frühere Rechtslage bestehen konnte. 
 
3. Die grunderwerbsteuerrechtlichen Anzeigepflichten sind objektiver Natur und be-
stehen auch dann, wenn durch die Rechtsprechung ein bereits erfolgter Rechtsvorgang 
als steuerbar angesehen wird, bei dem der Steuerpflichtige im Zeitpunkt der Verwirkli-
chung des Erwerbsvorgangs subjektiv nicht wusste, dass eine Anzeige zu erstatten ist. 
 
4. Weist das Finanzgericht einen Billigkeitsantrag auf Festsetzung der Grunderwerb-
steuer auf 0 € mangels Ermessensreduzierung auf Null ab und verpflichtet es die Fi-
nanzbehörde, den Billigkeitsantrag unter Berücksichtigung der Auffassung des Ge-
richts neu zu bescheiden, ist der Steuerpflichtige insoweit unterlegen und kann im Re-
visionsverfahren seinen weitergehenden Antrag auf Festsetzung der Steuer aus Billig-
keitsgründen auf 0 € weiter verfolgen. 
  
 

  
3. Kindergeld: Rückwirkende Auszahlung  

Urteil vom 25.04.2024, Az: III R 27/22 
1. Für die zeitliche Anwendung des die rückwirkende Auszahlung festgesetzten Kin-
dergeldes begrenzenden § 70 Abs. 1 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
kommt es nach § 52 Abs. 50 Satz 1 EStG nicht auf die Entstehung des Kindergeldan-
spruchs, sondern auf den Zeitpunkt des Antragseingangs ("nach dem 18. Juli 2019") 
an. 
 
2. Der Gesetzgeber war nicht verpflichtet, bei der Einführung des § 70 Abs. 1 Satz 2 
EStG aus Vertrauensschutzgründen eine Übergangsregelung für vor dem 18.07.2019 
bereits entstandene Kindergeldansprüche zu schaffen. 
  
 

  
4. Kindergeldfestsetzung: Keine Bindung an eine den Verlust des Freizügigkeits-

rechts feststellende Entscheidung der Ausländerbehörde 
Urteil vom 25.04.2024, Az: III R 36/23 
1. Gemäß § 62 Abs. 1a Satz 4 des Einkommensteuergesetzes (EStG) besteht bei Kin-
dergeldfestsetzungen für nach dem 31.07.2019 beginnende Zeiträume eine uneinge-
schränkte Prüfungskompetenz der Familienkasse für die in § 62 Abs. 1a Satz 3 EStG 
vorausgesetzte Freizügigkeitsberechtigung des Anspruchstellers. 
 
2. Eine eigenständige Prüfungspflicht der Familienkasse besteht auch dann, wenn die 
Ausländerbehörde den Verlust des Freizügigkeitsrechts gemäß § 5 Abs. 4 des Gesetzes 
über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern festgestellt hat. Der Bescheid 
der Ausländerbehörde entfaltet bei der Prüfung des Kindergeldanspruchs keine (echte) 
Tatbestandswirkung. 
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3. Eine teleologische Reduktion des § 62 Abs. 1a Satz 4 EStG kommt nicht in Be-
tracht. 
  
 

  
5. Konkurrentenklage: Beigeladener Steuerpflichtiger ist Dritter im Sinne des § 86 

Abs. 1 FGO 
Beschluss vom 29.05.2024, Az: V S 15/22 
1. Der bei einer Konkurrentenklage beigeladene Steuerpflichtige ist Dritter im Sinne 
des § 86 Abs. 1 FGO , wobei die Offenbarung durch das Steuergeheimnis geschützter 
Daten im Rahmen von § 30 Abs. 4 Nr. 1 der Abgabenordnung zulässig ist, wenn dabei 
das Verhältnismäßigkeitsprinzip gewahrt wird. 
 
2. Bei einer Konkurrentenklage gegen die Steuersatzermäßigung der Umsätze eines 
gemeinnützigen Steuerpflichtigen sind Akten nach § 86 Abs. 1 FGO nur insoweit vor-
zulegen, als § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a des Umsatzsteuergesetzes eine drittschützende 
Wirkung --wie etwa in Bezug auf das Vorliegen eines Zweckbetriebs oder die in Satz 
3 dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen-- zukommt. 
  
 

  
6. Termingeschäfte: Verfassungsmäßigkeit der Verlustverrechnungsbeschränkung 

Beschluss vom 07.06.2024, Az: VIII B 113/23 (AdV) 
Bei der im Aussetzungsverfahren nach § 69 Abs. 3 der Finanzgerichtsordnung gebote-
nen summarischen Prüfung ist die Verlustverrechnungsbeschränkung für Terminge-
schäfte gemäß § 20 Abs. 6 Satz 5 i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2020 vom 21.12.2020 
(BGBl I 2020, 3096) nicht mit Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes vereinbar. 
  

 

 


